Niedersächsisches Nachbarrechtsgesetz (NNachbG)

Hammerschlags- und Leiterrecht

Ankündigung der Nutzung

· Die Arbeiten sind 1 Monat vor Beginn anzukündigen

· Datum und Uhrzeit des Beginns der Arbeiten müssen genannt werden
(Die Arbeiten dürfen nicht zur Unzeit ausgeführt werden)

· Über die Voraussetzungen für die Nutzung des Grundstückes ist der Nachweis zu führen
· Dies sind Bau- und Instandsetzungsarbeiten

(Reparaturbedürftigkeit beschreiben)
· Unterhaltungsarbeiten, die den Eintritt von Schäden vermeiden

· Verschönerungsarbeiten sind nicht zulässig

(wenn ohne Notwendigkeit nur das Aussehen der Baulichkeit verändert wird)

· Art, Umfang und Dauer der Arbeiten müssen dem Nachbarn dargelegt werden
· Beschreibung der Arbeiten

(Verputzen, Wärmedämmung, Baugrube, usw.)

· Welcher Platzbedarf auf dem Grundstück ist erforderlich
(welche Grundstücksteile stellt der Eigentümer zur Verfügung)

· Das Grundstück darf nicht als Lagerplatz für Baumaterial genutzt werden

· Wie und womit wird das Grundstück des Nachbarn benutzt

(Gerüst, Baufahrzeuge, Bagger, Bauarbeiter usw.)

· Die Dauer der Nutzung – witterungsbedingte Einflüsse können die Arbeiten verzögern
· Die Arbeiten sind so auszuführen, dass Schäden vermieden werden

· Die Arbeiten dem Nachbarn schriftlich mit Zustellungsbescheinigung mitteilen

(gegen Empfangsbekenntnis oder Einschreiben mit Rückschein)

Duldungsplicht

· Der Eigentümer hat eine Duldungspflicht unter den Voraussetzungen für die Nutzung.
(daher ist der Nachweis gegenüber dem Nachbarn sehr wichtig, um Einwendungen vermeiden. Dies könnte die Arbeiten unnötig verzögern oder aber vom Nachbarn ganz abgelehnt werden) 

Nutzungsentschädigung

· Dauern die Arbeiten länger als 10 Tage, so ist für die gesamte Dauer eine Entschädigung für die Nutzung des Grundstücks zu zahlen.
· Die Höhe der Entschädigung richtet sich nach dem Platzbedarf für einen gewerblichen Lagerplatz

Schadenersatz

· Der Nutzer hat Schadenersatz für alle entstandenen Schäden zu zahlen

· Eine Sicherheitsleistung kann vor Beginn der Arbeiten verlangt werden, wenn Schäden über 3.000 € entstehen können.

· Hilfreich ist es, vor Beginn der Arbeiten und Nutzung das Grundstück zu fotografieren.
Gespräch mit dem Nachbarn

· Am besten ist es, mit dem Nachbarn im Vorfeld zu sprechen und mit ihm gemeinsam über die gesamten Arbeiten zu sprechen um eine einvernehmliche Lösung zu erreichen.
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Hammerschlags- und Leiterrecht

§ 47 Inhalt und Umfang

(1) 1 Der Eigentümer eines Grundstücks und die Nutzungsberechtigten müssen dulden, daß das Grundstück zur Vorbereitung und Durchführung von Bau- oder Instandsetzungsarbeiten auf dem Nachbargrundstück und im Fall eines zu duldenden Überbaus auf dem eigenen Grundstück vorübergehend betreten und benutzt wird, wenn die Arbeiten anders nicht zweckmäßig oder nur mit unverhältnismäßig hohen Kosten ausgeführt werden können. 2 Diese Pflicht besteht gegenüber jedem, der nach eigenem Ermessen, insbesondere als Bauherr auf dem Nachbargrundstück solche Arbeiten ausführen läßt oder selbst ausführt. 3 Die Pflicht besteht nicht, wenn dem Verpflichteten unverhältnismäßig große Nachteile entstehen würden.

(2) Das Recht ist so schonend wie möglich auszuüben; es darf nicht zur Unzeit geltend gemacht werden, wenn sich die Arbeiten unschwer auf später verlegen lassen.

(3) Auf die Eigentümer öffentlicher Straßen sind die Absätze 1 und 2 nicht anzuwenden; für sie gilt das öffentliche Straßenrecht.

(4) 1 Für Anzeigepflicht und Schadensersatz gelten § 8 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 14 und 37 Abs. 1 Satz 1 entsprechend. 2 Mit den Arbeiten darf, wenn nichts anderes vereinbart wird, erst nach Ablauf der Frist nach § 37 Abs. 1 Satz 1 begonnen werden.

§ 48 Nutzungsentschädigung

(1) Wer ein Grundstück länger als zehn Tage gemäß § 47 benutzt, hat für die ganze Zeit der Benutzung eine Nutzungsentschädigung zu zahlen; diese ist so hoch wie die ortsübliche Miete für einen dem benutzten Grundstücksteil vergleichbaren gewerblichen Lagerplatz.

(2) Nutzungsentschädigung kann nicht verlangt werden, soweit nach § 47 Abs. 4 in Verbindung mit § 14 Ersatz für entgangene anderweitige Nutzung geleistet wird.

§ 8 Anzeige des Anbaues

(1) Die Einzelheiten der geplanten Mitbenutzung der Wand sind zwei Monate vor Beginn der Bauarbeiten dem Eigentümer (Erbbauberechtigten) des zuerst bebauten Grundstücks anzuzeigen. Mit den Arbeiten darf, wenn nichts anderes vereinbart wird, erst nach Fristablauf begonnen werden.

(2) Etwaige Einwendungen gegen den Anbau sollen unverzüglich erhoben werden.

(3) Ist der Aufenthalt des Eigentümers (Erbbauberechtigten) nicht bekannt oder ist er bei Aufenthalt im Ausland nicht alsbald erreichbar und hat er keinen Vertreter bestellt, so genügt statt der Anzeige an ihn die Anzeige an den unmittelbaren Besitzer.
§ 14 Schadensersatz

(1) Schaden, der durch Ausübung des Rechtes nach § 13 dem Eigentümer des anderen Grundstücks oder den Nutzungsberechtigten entsteht, ist auch ohne Verschulden zu ersetzen. Hat der Geschädigte den Schaden mitverursacht, so hängt die Ersatzpflicht sowie der Umfang der Ersatzleistung von den Umständen ab, insbesondere davon, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen oder anderen Teil verursacht worden ist.

(2) Auf Verlangen ist Sicherheit in Höhe des möglichen Schadens zu leisten, wenn mit einem Schaden von mehr als 3000 Euro zu rechnen ist; in einem solchen Falle darf das Recht erst nach Leistung der Sicherheit ausgeübt werden.

§ 37 Anzeigepflicht

(1) Die Absicht, eine Einfriedung auf oder an der Grenze oder in weniger als 0,6 m Abstand von der Grenze zu errichten, zu beseitigen, durch eine andere zu ersetzen oder wesentlich zu verändern, ist dem Nachbarn einen Monat vorher anzuzeigen. Bei einer Einfriedung von mehr als ortsüblicher Höhe ist die Anzeige bei einem Grenzabstand bis zu 1,5 m erforderlich.

(2) Die Anzeigepflicht besteht auch dann, wenn der Nachbar weder die Einfriedung verlangen kann noch zu den Kosten beizutragen braucht.

